
Aktenzeichen: 9 AZN 836/08 
Bundesarbeitsgericht 9. Senat Beschluß vom 18. November 2008 

- 9 AZN 836/08 -

1. Arbeitsgericht 
Würzburg Kammer Schweinfurt

Urteil vom 7. September 2007 
- 3 Ca 654/07 S -

II. Landesarbeitsgericht 
Nürnberg

Urteil vom 15. Juli 2008 
- 2 Sa 692/07 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein

Entscheidungsstichworte:
Anspruch auf rechtliches Gehör - unrichtige Tatsachenfeststellung

Gesetze:
GG Art. 103 Abs. 1; ArbGG § 72 Abs. 2 Nr. 3 2. Alt., § 72a Abs. 3 Satz 2 
Nr. 3 2. Alt.; ZPO §313 Abs. 3

Leitsätze:
keine
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BUNDESARBEITSGERICHT

9 AZN 836/08
2 Sa 692/07
Landesarbeitsgericht
Nürnberg

BESCHLUSS

ln Sachen

Kläger, Berufungskläger und Beschwerdeführer,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Beschwerdegegnerin,

hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der Beratung vom 

18. November 2008 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Düwell, den Richter am Bundesarbeitsgericht Krasshöfer, die Richterin am 

Bundesarbeitsgericht Gallner sowie den ehrenamtlichen Richter Hintloglou und 

die ehrenamtliche Richterin Merte beschlossen:
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Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung 
der Revision in dem Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Nürnberg vom 15. Juli 2008 -2  Sa 692/07 - wird zurück­
gewiesen.

Der Kläger hat die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu 
tragen.

Der Streitwert wird auf 11.320,25 Euro festgesetzt.

Gründe

A. Die Parteien streiten über den Abschluss eines Altersteilzeitarbeitsver- 1 

trags. Der im Mai 1952 geborene und nicht schwerbehinderte Kläger ist seit 

1977 bei der Beklagten als Arbeitsvermittler beschäftigt. Auf das Arbeitsverhält­

nis der Parteien findet der Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV 

ATZ) Anwendung. Nach dem TV ATZ steht die Begründung eines Altersteil­

zeitarbeitsverhältnisses für die Altersgruppe der 55- bis 59-Jährigen im Er­

messen des Arbeitgebers.

Mit Schreiben vom 27. November 2006 beantragte der Kläger die Ver- 2 

einbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Blockmodell für die Zeit 

vom 1. Juli 2007 bis 30. Juni 2014. Das lehnte die Beklagte mit Schreiben vom 

8. Dezember 2006 ab.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 3 

hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen, ohne die Revision zuzulassen. 

Dagegen wendet sich der Kläger mit seiner Nichtzulassungsbeschwerde, die er 

auf die Verletzung seines Anspruchs auf rechtliches Gehör stützt (§ 72 Abs. 2 

Nr. 3 2. Alt., § 72a Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 2. Alt. ArbGG).

B. Die Beschwerde ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat den 4

Anspruch des Klägers auf rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) nicht verletzt.

I. Der Anspruch auf rechtliches Gehör ist verletzt, wenn das Gericht 5

entscheidungserhebliches Vorbringen einer Partei nicht berücksichtigt. Ob das

3 -
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übergangene Vorbringen entscheidungserheblich ist, richtet sich nach den vom 

Landesarbeitsgericht getroffenen tatsächlichen Feststellungen und seinen 

rechtlichen Ausführungen. Es genügt, wenn der Schluss gerechtfertigt ist, dass 

das Berufungsgericht bei richtigem Verfahren möglicherweise anders ent­

schieden hätte (Senat 10. Mai 2005 -9  AZN 195/05- BAGE 114, 295, zu I I 2 

der Gründe). Es braucht nicht jedes Vorbringen in den Gründen seiner Ent­

scheidung ausdrücklich zu behandeln. Nach §313 Abs. 3 ZPO enthalten die 

Entscheidungsgründe eine kurze Zusammenfassung der Überlegungen, auf 

denen die Entscheidung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht beruht.

Art. 103 Abs. 1 GG gibt den Verfahrensbeteiligten einen Anspruch darauf, sich 

vor der gerichtlichen Entscheidung zu dem zugrunde liegenden Sachverhalt 

und zur Rechtslage zu äußern. Dem entspricht die Pflicht des Gerichts, Aus­

führungen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und sie in Erwägung zu 

ziehen. Regelmäßig ist davon auszugehen, dass das Gericht dieser Pflicht 

genügt. Eine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör ist nur anzu­

nehmen, wenn sich aus den besonderen Umständen des Falls ergibt, dass das 

Gericht seiner Pflicht nicht nachgekommen ist (st. Rspr., vgl. BVerfG 26. Juli 

2005 - 1 BvR 85/04 - NJW 2005, 3345, zu I I 2 b aa, bb der Gründe; 8. Oktober 

2003 - 2 BvR 949/02 - EzA GG Art. 103 Nr. 5, zu I11 a der Gründe).

II. Entgegen der Rüge des Beschwerdeführers sind diese Voraus- 6

Setzungen nicht erfüllt, auch wenn das Landesarbeitsgericht eine Tatsache 

unrichtig dargestellt hat.

1. Die Beschwerde rügt die unrichtige Wiedergabe der von der Beklagten 7

vorgelegten „E-Mail-INFO Personal vom 13.04.2006“.

2. Die bloße unrichtige Wiedergabe des Inhalts der E-Mail durch das 8

Landesarbeitsgericht stellt noch keine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches 

Gehör dar, die die Zulassung der Revision rechtfertigt. Die Feststellung und 

Würdigung von Tatsachen ist eine Aufgabe der Tatsachengerichte. Der An­

spruch auf rechtliches Gehör ist nicht schon jedes Mal dann verletzt, wenn ein 

Richter im Zusammenhang mit der ihm obliegenden Tätigkeit der Sammlung, 

Feststellung und Bewertung der von den Parteien vorgetragenen Tatsachen zu

- 4 -
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einer unrichtigen Schlussfolgerung oder Wertung gelangt. Ein Verstoß gegen 

Art. 103 Abs. 1 GG liegt nur vor, wenn besondere Umstände hinreichend 

deutlich machen, dass der Richter den Vortrag der Partei nicht zur Kenntnis 

nimmt oder nicht in Erwägung zieht (BVerfG 23. Juni 1991 - 1 BvR 485/92 -, zu 

II 3 der Gründe). Art. 103 Abs. 1 GG schützt damit nicht davor, dass das Ge­

richt dem Vortrag einer Partei nicht die aus deren Sicht richtige Bedeutung 

beimisst (BAG 14. Juni 2006 - 5 AZN 73/06 - Rn. 9, ZUM-RD 2007, 506).

In den Entscheidungsgründen ist das Landesarbeitsgericht zu der im 9 

Verhältnis zum Tatbestand widersprüchlichen und in der Sache unrichtigen 

Schlussfolgerung gelangt, die „E-Mail-INFO Personal“ lasse generell die Be­

gründung von Altersteilzeitarbeitsverhältnissen (und damit auch im Block­

modell) nur bei Vorliegen einer Schwerbehinderung zu. Das allein stellt noch 

keinen Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG dar (vgl. BVerfG 19. Juli 1967 

- 2 BvR 639/66 - BVerfGE 22, 267, zu B I I 2 der Gründe).

C. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. Die Streitwertfest- 10 

Setzung beruht auf § 63 Abs. 2 GKG.

Düwell Gallner Krasshöfer

Hintloglou Merte
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